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Selbstmord

zeit der betroffenen Arbeitnehmerin entfal- die Folgen für die von der Kurzarbeit Be- allein für 2020 nachkassiert“, beschreibt
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IN DIE OSTERWOCHE
Der Dax eröffnete die Osterwoche mit
einem neuem Rekordhoch: zum Auftakt
stieg der Leitindex auf 14 817 Punkte
und übertraf damit das bisherige Re-
kordhoch von 14 804 Punkten, welches
am 18. März erreicht worden war. In

den vergangenen Wochen hatten sich
die Investoren weitgehend zurückgehal-
ten, der Handel fand in einer sehr ge-
ringen Spannbreite statt. Es scheint so,
als würde der Markt auf einen Rück-
setzer warten, um dann wieder einzu-
steigen. In der vergangenen Woche bei-
spielsweise startete der Dax an vier von
fünf Tagen mit einem Verlust, welcher
dann im Verlauf des Tages egalisiert
wurde. Mögliche Auslöser für einen
größeren Rücksetzer könnten Wendun-
gen in der Pandemie sein; insgesamt ist
die Situation weiterhin durch Unsicher-
heit geprägt, die hohen Infektionszahlen
und die daraus resultierenden Konse-
quenzen hemmen den wirtschaftlichen
Aufschwung. Allerdings scheinen die
Anleger im Hinblick auf die Coronakri-
se sehr geduldig zu agieren, immer den
konjunkturellen Aufschwung vor Augen.
Ob dieser schon im zweiten Quartal,
oder erst im dritten oder vierten Quar-
tal des Jahres kommt, tut der Geduld
der Anleger keinen Abbruch.

GREENSILL-BANK BRINGT KOMMU-
NEN IN SCHWIERIGKEITEN
Die deutsche Greensill Bank ist insol-
vent und wird nun abgewickelt. Nach-
dem die Finanzaufsicht BaFin Mitte
März ein Moratorium über die Bank
verhängt hat und so alle Gelder einge-
froren hat, ist bekannt geworden, dass
Kundeneinlagen teilweise in Lieferket-
tenfinanzierungen der britische-austra-
lischen Mutter Greensill Capital ge-
flossen sind. Der Mutterkonzern hatte
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seit Jahresbeginn: + 7,51%
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ereits Anfang März Insolvenz angemel-
et. Die BaFin hat das deutsche Geldhaus
hon länger in Prüfung gehabt und ver-
utet nun Bilanzfälschung. Gelder von

rivatanlegern sind bis zu einer Summe
on 100 000 EUR abgesichert.
edoch gilt dies nicht für Gelder der
ffentlichen Hand. Da einige deutsche
ommunen auf der Suche nach positiver
endite ihre Gelder bei der Greensill
ank angelegt haben, ist dieses Geld nun
eg: seit 2017 sind Gelder der öffent-
chen Hand bei Privatbanken nicht mehr
eschützt. Aus diesem Grund sind An-
gen öffentlicher Gelder dort indiskutabel.

UEZSKANAL: WICHTIGE HANDELS-
OUTE WIEDER FREI
m frühen Morgen des Montags konnte
as auf Grund gelaufene Containerschiff

ver Given“ teilweise freigelegt worden.
as 400 Meter lange Schiff eines japani-
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: + 8,06%
Jahresende: 30.606 Aktuell: 33.072
(26.03.2021 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: – 0,40%

(26.03.2021 / Börsenschluss)

hen Eigners war vergangene Woche
ach einem Stromausfall an Board im
uezkanal auf Grund gelaufen und blo-

ierte die wichtige Seestraße für meh-
re Tage. Erste Versuche, das Schiff
ittels Bagger frei zu bekommen, waren

icht erfolgreich.
rst die teilweise Entladung der Contai-
er und die durch Vollmond verursachte
lut konnten Montagnacht dazu beitra-
en, das Heck des Schiffes wieder in den

hwimmenden Zustand zu bekommen.
llerdings saß der Bug des Schiffes wei-
rhin fest.
nklar war zunächst, wie lange die rund

70 Schiffe, welche sich auf beiden Sei-
n des Kanals stauten, noch warten
üssen. Mittlerweile konnte die Blo-
ade aufgelöst werden.

urch sie gingen dem Kanal täglich Ein-
ahmen von rund 13 bis 14 Millionen
ollar verloren.
V O N E L M A R N A S S

Selbstbestimmung ist das ethische Zauber-
wort für die Sexualmoral oder zu Anfang
und Ende des Lebens. Darauf und mit
Verweis auf kantische Autonomie fordern
Reiner Anselm und andere evangelische
Theologen, kirchliche Einrichtungen soll-
ten sich dem assistierten Suizid nicht ver-
weigern. Das Bundesverfassungsgericht
hatte mit Verweis auf das Selbstbestim-
mungsrecht im Frühjahr 2020 kommer-
zielle Sterbehilfe für rechtmäßig erklärt,
auch für lebensmüde Menschen. Für
Anselm und seine Mitstreiter sind kirch-
liche Einrichtungen die besseren Orte, an
denen Menschen in solchen Krisen auf-
gehoben seien. Lebensmüden Jugend-
lichen hingegen dürfe diese Möglichkeit
nicht offenstehen. Ein neuer Konflikt mit
dem ärztlichen Ethos wird nicht gesehen,
weil es vergleichbare Handlungen bereits
gebe. Die Selbsttötung müsse ohnehin
theologisch enttabuisiert werden. Gott
habe diese Option dem Menschen ja mit-
gegeben. Selbstbestimmung heiße die Ab-
kehr von einem abstrakten Lebensschutz-
gebot. Letztlich zähle der konkrete Wille
des „Ich“ und die Orientierung an staat-
lichen Gesetzen.

Sie wollen die Tür öffnen

Theologische Argumente spielen in dieser
Argumentation kaum eine Rolle. Die Mög-
lichkeit des Selbstmordes als Teil gött-
licher Schöpfung moralisch aufzuwerten
verkennt, dass nicht alles, was dem Men-
schen möglich ist, deshalb auch gut ist.
Seit Thomas von Aquin kennen wir das
„An-sich-Schlechte“, das immer verboten
ist. Christen haben eine unbedingte Ver-
antwortung gegenüber Gott, sich selbst
und dem Nächsten. Der Körper gehört
nicht einfach uns selbst, so dass wir mit
ihm machen könnten, was wir wollen. Das
Gebot zum Lebensschutz ist auch keines-
wegs abstrakt, sondern steht konkret für
die Glaubwürdigkeit christlichen Profils.
Wie wollen Anselm und die anderen Au-
toren Lebensmüde vom assistierten
Selbstmord ausschließen, ist dies durch
das Bundesverfassungsgericht doch nicht
gedeckt? Diese Unterscheidung ist kaum
durchsetzbar, wenn schon die Tür so weit
geöffnet wird. Zumal im Blick auf das
Arztethos mit der geöffneten Tür argu-
mentiert wird, um sie noch weiter zu öff-
nen. Vor allem muss die kantische Auto-
nomie anders gelesen werden: Nur, wer
den Vernunftgesetzen folgt, ist autonom.
Der so selbstbestimmte Mensch macht
sich diese Pflichterfüllung als Glück zu
Eigen. Das ist Freiheit ohne Zwang. Im
Widerspruch dazu steht die Orientierung
an den Wünschen des Ich oder bloß an
staatlichen Regeln. Kant kommt so zu
einer strikten Ablehnung von Selbstmord
und Euthanasie. Christliche und kantische
Ethik sind sich hier einig: Selbstbestim-
mung gibt es nur in Verantwortung vor
einer objektiven Instanz, die sich mensch-
licher Konstruktion entzieht: vor Gott
oder vor dem Vernunftgesetz. Eine da-
gegen bloß abstrakte Selbstbestimmung
ohne solche Verantwortung ist entzaubert,
weil sie moralfrei bleiben muss. Assistier-
ter Suizid sollte deshalb in kirchlichen
Einrichtungen unterbleiben – im Namen
der Freiheit mit Moral.

Der Autor ist Inhaber des Lehrstuhls
für Christliche Sozialwissenschaften
und gesellschaftlichen Dialog an der
Kölner Hochschule für Katholische
Theologie. Die Kolumne erscheint in
Kooperation mit der KSZ. Foto: Privat
Das vermeintliche Erfolgsmodell Kurzarbeit erzeugt bei Betroffenen zunehmend Sorgen V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

D
as Kurzarbeitergeld in der Co-
ronakrise wird oft als Erfolgs-
modell bezeichnet. Als Überle-
benshilfe für Unternehmen

trifft das zu. Die Sicht der von Kurzarbeit
Betroffenen ist oft eine andere.

Laut Schätzungen des ifo-Instituts waren
im Dezember 2020 noch rund 2,39 Millio-
Marktüberblick

nen Beschäftigte in Kurzarbeit. Eigentlich
ist das ein einmaliges Überlebensmodell.
Wenn es in Krisen weniger gibt, hilft der
Staat und gleicht den Arbeits- und Lohn-
ausfall aus. Die Arbeitsagentur ersetzt 60
Prozent des entgangenen Lohns (bei Eltern
67 Prozent). Ab dem vierten Bezugsmonat
erhöht es sich auf 70 Prozent (77), ab dem
siebten Bezugsmonat auf 80 Prozent (87)
des ausgefallenen Nettoentgelts. Die höchs-
ten Zahlen der Kurzarbeit in der aktuellen
Pandemie gab es im Mai vergangenen Jah-
res. Damals waren es 7,3 Millionen Be-
schäftigte, die in den vermeintlichen Ge-
nuss der Kurzarbeit kamen. Denn ein wirk-
licher Genuss ist die für viele bereits fast ein
Jahr andauernde Zeit nicht.

Das von Unternehmen als „hervorragen-
des Mittel, um Jobs zu retten“ gepriesene
Instrument bringt für zahlreiche Arbeitneh-
mer Belastungen mit sich, die sich nicht nur
finanziell, sondern auch auf die Psyche aus-
wirken. Dabei fehlt vielen Betroffenen der
Mut, offen über ihre Nöte und Sorgen zu re-
den. Im Gespräch mit der Tagespost be-
schreibt eine Projektassistentin in einem
kleinen Unternehmen ihre Lage. Aus Sorge
vor Repressalien möchte die Mittfünfzige-
rin, die bereits seit dem 1. April 2020 in
Kurzarbeit ist, allerdings nicht namentlich
len durch die Kurzarbeit. Neben dem Kurz-
arbeitergeld zahlt ihr der Arbeitgeber eine
Aufstockung von 100 Euro.

Dennoch fehlen ihr am Ende des Monats
von den etwa 1 600 Euro netto, die sie vor
der Kurzarbeit verdient hat, jeden Monat
gut 100 Euro in der Kasse. „Das ist wirklich
ein spürbarer Einschnitt“, beschreibt sie.
Bei den geringeren Einnahmen bleiben die
Kosten schließlich gleich. „Ob man mit dem
Auto zu einem vierstündigen oder einem
achtstündigen Arbeitstag fährt, ist deinem
troffenen bereiten der Katholischen Arbeit-
nehmerbewegung (KAB) Sorge. Deshalb
fordert der Sozialverband eine Aufstockung
auf 100 Prozent des eigentlichen Lohns
durch die Unternehmen. Im Fall finanziel-
ler Schieflage der Firma könne die Aufsto-
ckung durch die Bundesregierung erfolgen.
Die Forderung des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) geht in eine ähnliche
Richtung. Unternehmen sollen, nur dann
von Sozialabgaben entlastet werden, wenn
sie das Kurzarbeitergeld auf 90 Prozent
sie. Grund dafür ist der sogenannte Pro-
gressionsvorbehalt beim Kurzarbeitergeld.
Er sorgt dafür, dass steuerfreie Einkünfte
den Steuersatz für den regulären Lohn und
sonstige Einkünfte der Beschäftigten erhö-
hen können.

Solche nicht steuerpflichtigen Zahlungen
sind zum Beispiel das Kurzarbeitergeld
oder eine Aufstockungszahlungen durch
den Arbeitgeber. „Für mich bedeutet das,
dass ich neben dem monatlich fehlenden
Geld noch zusätzlich etwa 100 Euro wegle-
gen müsste, um das Geld fürs Finanzamt
anzusparen“, ergänzt die Arbeitnehmerin.
„Hier muss politisch etwas passieren“, ist
nicht nur die Forderung des DGB. Er for-
dert schon länger eine Aussetzung des Pro-
gressionsvorbehalts. „Wir brauchen eine
Steuerbremse“, heißt es dort. Das Kurz-
arbeitergeld bringe den Arbeitnehmern be-
reits erhebliche Einkommenseinbußen. Sie
sollten nicht zusätzlich mit Steuernachzah-
lung belastet werden. Die Koalition müsse
endlich handeln, um weitere Härten für die
Beschäftigten in Kurzarbeit zu verhindern.

Eine solche Regelung würde der von uns
befragten Arbeitnehmerin ein wenig wei-
terhelfen. Aber die finanzielle Situation ist
nicht die einzige Belastung, die sie drückt.
„Man ist irgendwie gar nicht mehr in die
Betriebsabläufe eingebunden“, beschreibt
sie. Statt 38 Wochenstunden ist sie von
Montag bis Donnerstag nur noch 16 Stun-
den im Unternehmen. Sie habe kaum noch
Kontakt zu den Kunden, könne viele Be-
stellvorgänge oder Reklamationen nicht
nachvollziehen. „Ich habe meine Arbeit
immer geliebt, auch weil ich einen eigenen
Aufgabenbereich hatte, der Gestaltungsräu-
me mit sich brachte. In der Kurzarbeit ist
das alles weggebrochen.“ Da falle es schwer,
die Motivation und die Freude an der Arbeit
zu halten. „Dazu kommt die Ungewissheit
darüber, ob nicht am Ende der Kurzarbeit
doch noch die Arbeitslosigkeit droht.“ Sie
findet es auch ungerecht, dass in ihrem
Unternehmen, wie in anderen Fällen, von
denen sie gehört hat, das Instrument der
Kurzarbeit zur Gewinnoptimierung genutzt
wird. „In einem kleinen Unternehmen, wie
dem unseren, macht es schon etwas aus,
wenn ein erheblicher Teil der Lohnzahlung
und des Arbeitgeberanteils an den Sozial-
versicherungsbeiträgen nicht mehr gezahlt
werden müssen.“

Wenn man dazu sehe, dass die Umsätze
des Unternehmens eben nicht einbrechen,
stelle man sich schon die Frage, ob das so
alles richtig sei. Insbesondere dann, wenn
die Chefs bei Beginn der Kurzarbeit, als es
um die Zustimmung der Mitarbeiterin ging,
von einem Vierteljahr gesprochen und ihr
die Option eingeräumt hätten, das auch
alles wieder rückgängig zu machen. „Davon
war dann allerdings schnell keine Rede
mehr, als die Möglichkeit zur Kurzarbeit bis
Ende 2021 verlängert wurde“
genannt werden. „Mich bringt die aktuelle
Situation an die Grenze des Ertragbaren“,
beschreibt sie. Die finanzielle und psychi-
sche Belastung gehe von Monat zu Monat
mehr an die Substanz.

Gut 60 Prozent der bisherigen Arbeits-

Portemonnaie egal“, ergänzt sie traurig.
Den Vermieter interessiert es ebenso wenig,
dass netto weniger in der Kasse ist, wie den
Metzger, den Supermarkt oder die Auto-
werkstatt.

Die massiven Einkommensverluste und

aufstocken. Und die Einkommenseinbuße
ist nicht die einzige Sorge der Arbeitnehme-
rin in Kurzarbeit. Nach ihrer Steuererklä-
rung droht ihr eine heftige Nachzahlung.
„Ich gehe davon aus, dass es mindestens
800 Euro sein werden, die das Finanzamt

Ein Antrag auf Kurzarbeitergeld. Betroffene Arbeitnehmer müssen mit Steuernachzahlungen rechnen. Foto: dpa


